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Agrarbericht 1993 

Agrar- und ernährungspolitischer Bericht der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die tiefe Strukturkrise in der deutschen Landwirtschaft und im 
ländlichen Raum dauert an. Auf zentrale Fragen nach der Zu- 
kunft der Landwirtschaft im vereinigten Deutschland sind neue 
Antworten nötig, die den Menschen verläßliche Perspektiven 
aufzeigen und - manchmal auch schmerzliche - Entscheidun- 
gen möglich machen. 

Immer deutlicher wird, daß sich die EjG -Agrarreform zu einem 
bürokratisch perfektionierten Beschäftigungsprogramm für die 
Agrarverwaltung entwickelt, das die gewünschten Ergebnisse 
der Produktionsminderung nicht erreicht, dafür aber Zukunfts- 
aussichten landwirtschaftlicher Betriebe gefährdet. Eine Eini- 
gung beim GATT, die in der verschlechterten gesamtwirt- 
schaftlichen Lage zusätzliche Impulse für den Welthandel 
brachte, steht immer noch aus. Eine positive Entwicklung des 
Agrarsektors ist aber nur denkbar, wenn die Gesamtwirtschaft 
nicht von einer dauerhaften Krise erfaßt wird. Daher haben 
auch die Landwirte bei möglicherweise negativen direkten Fol- 
gen dennoch ein mittelbares Interesse an Fortschritten beim 
GATT. 

Die Einkommenslage in der deutschen Landwirtschaft ist 
gekennzeichnet durch Stagnation sowie durch wachsenden 
Abstand im inner- und zum außerlandwirtschaftlichen Bereich 
sowie im Vergleich mit den EG -Mitgliedstaaten. 

Der Wandel in den Betriebsgrößenstrukturen setzt Sich fort und 
stellt angesichts völlig unterschiedlicher Ausgangssituationen 
in den alten und neuen Bundesländern große Anforderungen 
an die Agrarstrukturpolitik und die regionale Wirtschaftsförde- 
rung. Langfristig sind zwei unterschiedliche Strukturpolitiken 
Ost und West nicht haltbar. 

In den alten Bundesländern muß gerade in einer gesamtwirt- 
schaftlichen Rezessionsphase versucht werden, das außerland- 
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wirtschaftliche Arbeitsplatzangebot im ländlichen Raum zu 
halten und auszubauen; anderenfalls ist die Lebensfähigkeit 
des ländlichen Raumes gefährdet. In den neuen Ländern muß 
nach den notgedrungen chaotischen Jahren des Umbruchs 
eine regional abgestimmte, gezielt Schwerpunkte setzende 
Strukturpolitik aufgebaut werden. 

Die Abnahme der Arbeitsplätze in der Landwirtschaft hat sich 
im Berichtsjahr 1992 in den alten Ländern auf 4,4 Prozent 
beschleunigt; in den neuen Ländern war nochmals ein Rück- 
gang um 44 Prozent auf nur noch etwa 170 000 Beschäftigte 
(1989: 850 000) zu verzeichnen. Allein diese Zahlen machen die 
Tiefe des Umbruchs deutlich. 

Auch das novellierte Landwirtschaftsanpassungsgesetz hat 
nicht ausreichend vermocht, in vernünftiger Weise die Um- 
strukturierung der Landwirtschaft in den neuen Ländern zu 
steuern. Vielmehr hat es z. B. durch die fehlende Wertberich- 
tigung politisch aufgezwungener Altschulden zum sozialen 
Unfrieden auf dem Lande beigetragen. In diesem Zusammen- 
hang ist auch die weiterhin unzureichende Entschuldung durch 
die Treuhand zu nennen. Beides zusammen hat dazu geführt, 
daß den LPG-Nachfolgeunternehmen auch die Mittel entzogen 
werden, die sie für die Rückzahlung des Vermögens der Inven- 
tareinbringer benötigen. So werden die wirtschaftlichen Per- 
spektiven sowohl der Nachfolgeunternehmen wie auch vieler 
Wiedereinrichter durch vom SED-Regime aufgezwungene Alt- 
schulden gefährdet. Das bislang nicht eingelöste Versprechen 
der Bundesregierung, mit Bundesmitteln verlorene Inventar- 
beiträge zu ersetzen, tut ein übriges. 

Auch im dritten Jahr nach der Einheit ist die Entschädigungs- 
frage nicht abschließend geregelt, sind Eigentumsverhältnisse 
weiterhin ungeklärt. Die langfristige Verpachtung im Rahmen 
der Privatisierung bisheriger volkseigener Flächen geht weiter- 
hin nur äußerst schleppend und unter Bevorzugung einzelner 
Personenkreise vor sich. Die längst überfällige vernünftige 
Regelung dieser Probleme ist eine weitere zwingende Bedin- 
gung für eine zügige Bewältigung des tiefen Umbruchs in der 
Landwirtschaft. 

Der Agrarbericht 1993 der Bundesregierung enthält keine Aus- 
sagen über Art und Ausmaß der Beeinträchtigungen der Land- 
schaft und des Naturhaushaltes, die durch eine intensive Land- 
und Forstwirtschaft verursacht werden. Die Belastung der 
Gewässer, des Bodens, der Luft und des Klimas sowie die 
Gefährdung vieler Tier- und Pflanzenarten durch bestimmte 
Formen der Landbewirtschaftung müssen dargestellt werden. 

Die Bundesregierung macht in dem Bericht auch keine An- 
gaben zur Lage der Land- und Forstwirtschaft in den alten und 
in den neuen Ländern in bezug auf „Sicherung und Wiederher- 
stellung der natürlichen Lebensgrundlagen", dem erklärten 
vierten Hauptziel der deutschen Agrarpolitik. 

Es werden im Agrarbericht keine Angaben gemacht, wie und 
in welchen Zeiträumen die Sicherung und Wiederherstellung 
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der natürlichen Lebensgrundlagen agrar- und umweltpolitisch 
erreicht werden sollen. 

Es fehlt ein Konzept und Programm zur ökologischen Umstruk- 
turierung der Land- und Forstwirtschaft. Dazu gehören insbeson- 
dere: 

— Umstellung der Agrarförderung auf personengebundene, an 
ökologische Anforderungen gekoppelte Beihilfen, 

— nationale und europäische gesetzliche Regelungen zur wirk- 
samen Verhinderung weiterer Umweltbelastungen durch 
die Land- und Forstwirtschaft, 

— ökonomische Anreize wie z. B. Stickstoff- und Pflanzen- 
schutzmittelabgaben und Fördermittel zum beschleunigten 
Umstieg auf extensive bzw. ökologische Landbewirtschaf- 
tung. 

Agrarpolitik muß sich einordnen in eine langfristig angelegte, 
Kreisläufe berücksichtigende Gesamtstrategie zur Sicherung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen: der Böden, der Ge- 
wässer, der Luft und des Klimas. 

Der Tierschutz ist bei bestimmten Formen intensiver Haltung 
sowie beim Transport nicht ausreichend gewährleistet. Pro- 
blemadäquate Politikmodelle sind seit Jahren bekannt, werden 
aber nur sehr begrenzt und zögernd umgesetzt. 

Seit fast zehn Jahren läßt die Neuordnung der agrarsozialen 
Sicherung auf sich warten. Viele Ungerechtigkeiten und teil- 
weise absurde Regelungen bestehen fort. Die Alterssicherung 
der Landwirte/Landwirtinnen ist immer noch nicht auf die 
neuen Bundesländer übertragen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

— endlich auf einen vernünftigen GATT- Abschluß zu drängen 
und für eine Abfederung der möglichen direkten Folgen für 
die deutsche Landwirtschaft im Rahmen der EG-Agrar- 
reform zu sorgen; 

— sich für die Reform der EG -Agrarreform mit dem Ziel einzu- 
setzen, eine durchgreifende Vereinfachung der Durchfüh- 
rungsvorschriften und eine stärkere produktionssenkende 
und damit exportsubventionensparende Wirkung zu erzie- 
len. Ein ausreichender Außenschutz vor verzerrten Welt- 
marktpreisen bleibt unverzichtbar; 

— die Produktionsrückführung vorrangig durch Extensivie- 
rung und langfristige Nutzungsumwandlung zu fördern und 
die flankierenden Maßnahmen der EG -Agrarreform zügig 
und umfassend einzuführen; 

— im jährlichen Agrarbericht eine umfassende Darstellung der 
Beeinträchtigungen der Landschaft und des Naturhaushalts 
zu geben, die durch die Land- und Forstwirtschaft verur- 
sacht werden oder sie selbst beeinträchtigen, sowie ein Pro- 
gramm zur ökologischen Umstrukturierung der Land- und 
Forstwirtschaft unverzüglich vorzulegen; 
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— ein in sich schlüssiges Regelwerk umweltverträglicher Land- 
bewirtschaftung zu entwickeln und in entsprechenden An- 
wendungsverordnungen und Gesetzen (z. B. im Pflanzen- 
schutzgesetz) umzusetzen. Dabei ist entsprechend dem Vor- 
sorgeprinzip ein umfassender Gewässer-, Boden- und 
Naturschutz möglichst EG-einheitlich zu erreichen; 

— zur drastischen Verminderung der Nährstoff- und insbeson- 
dere Nitrateinträge ins Grundwasser und in die Oberflä- 
chengewässer unverzüglich wirksame Maßnahmen zu erlas- 
sen, die zur Umsetzung der EG -Nitratrichtlinie notwendig 
sind. Die Düngemittelanwendungsverordnung ist dabei so 
auszugestalten, daß sie nicht zu einer weiteren Belastung 
des Landwirts durch umfangreiche Aufzeichnungen wird, 
ohne eine Verbesserung der Situation zu erreichen. Stick- 
stoff- und Pflanzenschutzmittelabgaben sind in die Strate- 
gien einzubeziehen; die Umstellung auf umweltverträgliche 
Landwirtschaft ist besonders zu fördern; 

— das angekündigte Bodenschutzgesetz unverzüglich vorzu- 
legen, da der Schutz der Böden gegen Schadstoffbelastung, 
Verdichtung und Erosion für eine nachhaltige Bodenbewirt- 
schaftung unverzichtbar ist; 

— den Widerstand gegen die Novellierung des Bundesnatur- 
schutzgesetzes aufzugeben. Dabei sind die Landwirtschafts- 
klauseln zu streichen. Wichtigstes Ziel ist die Verpflichtung 
der Landwirtschaft zur umweit- und naturschonenden Wirt- 
schaftsweise sowie die Schaffung großflächiger Biotopver- 
bundsysteme mit langfristig etwa 10 Prozent der Fläche der 
Bundesrepublik Deutschland mit Vorrang für den Natur- 
schutz. Werden im Rahmen von Naturschutzmaßnahmen 
besondere Anforderungen an Landwirte im Einzelfall 
gestellt, ist ein angemessener Ausgleich zu zahlen; 

— die Novellierung des Tierschutzgesetzes im Sinne der Vor- 
schläge des Bundesrates zügig abzuschließen. Dabei ist ins- 
besondere eine tierartgerechte Nutztierhaltung durchzuset- 
zen, die sich auch an verhaltenswissenschaftlichen Gesichts- 
punkten orientiert. Ferner ist eine Zulassungspflicht für 
serienmäßig hergestellte Tierhaltungssysteme zu be- 
schließen; 

— verschärfte Tiertransportregelungen und intensivere Kon- 
trollen zur Vermeidung von tierquälerischen Zuständen 
beim Transport von Tieren durchzusetzen. Dazu darf die 
EG-Kommission die bereits für Juli 1992 angekündigten 
Vorschläge für Durchführungsbestimmungen für Tiertrans- 
porte nicht weiter hinauszögern. Unabdingbar ist eine 
Begrenzung der Transportdauer bei Tiertransporten und der 
Ersatz von Schlachttiertransporten durch den Transport von 
Kühlfleisch; 

— endlich einen Gesetzentwurf zur grundlegenden Reform der 
agrarsozialen Sicherung vorzulegen, der soziale Gerechtig- 
keit auf dem Lande sichert, sowie die Alterssicherung, die 
Krankenversicherung und die Unfallversicherung der Land- 
wirte solide finanziert und zukunftsfest gestaltet. 
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In der Alterssicherung der Landwirte ist langfristig ein Bei- 
trags-Leistungs-Verhältnis sowie ein Leistungs- und Bei- 
tragsrecht wie in der gesetzlichen Rentenversicherung bei 
Wahrung der institutionellen Eigenständigkeit der Alters- 
sicherung der Landwirte einzuführen. Der Bundesmittelzu- 
schuß soll dann zur Abdeckung des strukturwandelbeding- 
ten Defizits sowie für weiterhin zu zahlende Beitragszu- 
schüsse an landwirtschaftliche Familien mit niedrigem 
Gesamteinkommen verwendet werden. Für die Landfrauen 
soll die Schaffung einer eigenständigen Versicherungsbio- 
graphie mit eigenen Beiträgen und eigenen Leistungsan- 
sprüchen ermöglicht werden. Nur unter diesen Vorausset- 
zungen ist eine vernünftige Ausdehnung der Alterssiche- 
rung der Landwirte auf die neuen Bundesländer denkbar. 
Die Beiträge in der landwirtschaftlichen Krankenversiche- 
rung sind sozial gerecht zu staffeln. Insgesamt ist die insti- 
tutioneile Struktur der agrarsozialen Sicherung zu über- 
prüfen. 

Eine solche Reform wird nicht zu Mehrausgaben im gesam- 
ten System führen. Diese wären angesichts knapper öffent- 
licher Mittel und der Notwendigkeit, die gesamtgesell- 
schaftliche Solidarität mit der agrarsozialen Sicherung zu 
wahren, auch nicht zu rechtfertigen; 

— dem Grundsatz gleicher Chancen aller landwirtschaftlich 
Beschäftigten in den neuen Ländern in allen agrarpoli- 
tischen Bereichen Geltung zu verschaffen. Dabei sind die 
ungünstigeren Ausgangsbedingungen ortsansässiger Land- 
wirte zu berücksichtigen; 

— bei der Regelung der Altschuldenfrage stärker auf den Weg 
der Wertberichtigung politisch aufgezwungener Altschul- 
den zu setzen, damit die beim Verkauf erzielbaren Ver- 
mögenserlöse für die Auszahlung von Inventarbeiträgen 
und damit zum Aufbau lebensfähiger Familienbetriebe 
sowie zur Sanierung der vorhandenen landwirtschaftlichen 
Unternehmen dienen können. Das Versprechen der Bundes- 
regierung, nicht rückzahlbare Inventarbeiträge aus Bundes- 
mitteln zu entschädigen, muß gehalten werden; 

— bei der Verwertung ehemals volkseigener Flächen die 
bevorzugte Behandlung bestimmter Gruppen, insbesondere 
der Alteigentümer, zu beenden. Auch bei der vorgeschalte- 
ten langfristigen Verpachtung muß es gleiche Chancen in 
einem fairen Wettbewerb für Wieder- und Neueinrichter, für 
tätige Gesellschafter juristischer Personen und Alteigen- 
tümer geben. Entscheiden muß die Qualifikation und das 
Konzept des Bewerbers; 

— beim Entschädigungsgesetz kein formelles Rückerwerbs- 
recht für Alteigentümer und kein Entschädigungsanspruch 
in Land über die Ausgleichssumme hinaus zu schaffen, was 
im Widerspruch zum Einigungsvertrag und zum Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 23. April 1991 stünde; 

— endlich die ungelösten Fragen des geteilten Eigentums in 
der sogenannten Sachenrechtsbereinigung und der fehlen- 
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den Entschädigung für die sog. Kreispachtbetriebe zu 
regeln; 

— die Agrarstrukturpolitik insgesamt grundlegend neu zu 
orientieren, indem z.B. die für den soziostrukturellen Ein- 
kommensausgleich und die Anpassungshilfen vorgesehe- 
nen Milliarden gezielt investiven Maßnahmen zugeführt 
werden. Angesichts knapper Haushaltslage und fortschrei- 
tender Integration in den Binnenmarkt muß die Gießkan- 
nenförderung beendet werden. Darüber hinaus muß das 
gesamte Förderinstrumentarium gemeinsam mit den Bun- 
desländern überprüft werden. Notwendig ist die Unterstüt- 
zung und Stärkung einer leistungs- und wettbewerbsfähi- 
gen Landwirtschaft, die sich an den Erfordernissen des 
Marktes und der Umwelt ausrichtet. Sie muß dazu beitra- 
gen, vergleichbare Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und den 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen. Der 
strukturelle Wandel muß sozial begleitet werden. Die Wirt- 
schaftskraft der Agrarregionen ist zu stärken, indem die 
verschiedenen Förderkonzepte mit dem Ziel der Weiterent- 
wicklung und Förderung der ländlichen Räume miteinander 
verzahnt werden. 

Bonn, den 17. Juni 1993 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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